
Ausdruck politischer Prioritätenset-
zungen.
Österreich orientiert – wie auch an-
dere EU-Staaten – Sicherheit stark 
an der EU. Trotz aktiver Amtssitz-
politik – allein in Wien sind etwa 40 
internationale Organisationen an-
gesiedelt – bleibt die OSZE hinter 
ihren Möglichkeiten bzw. wird ihr 
keine zentrale Rolle zugedacht. 
Freiwillige Solidarleistungen Öster-
reichs für die OSZE betrugen 2021 
gerade mal 6 % der Kosten eines 
einzigen Pandur-Panzers. Öster-
reich plant die Anschaffung von 225 
Stück.
Wien verfügt als einziger EU-Staat 
über einen Sitz der UNO. Alle Staa-
ten sitzen in der Generalversamm-
lung und alle haben sich nach der 
UN-Charta auf ein völkerrechtliches 
Gewaltverbot, Instrumente friedli-
cher Streitbeilegung oder territoria-
le Integrität verständigt. Europäi-
sche Sicherheitspolitik hat heute ei-
nen Fokus auf Abschreckung, Auf-
rüstung, Waffenlieferungen und 
Sanktionen. Jüngste SIPRI-Daten 
zu Waffentransfers und Militäraus-
gaben zeigen Europa hochdyna-
misch. Möglichkeiten multilateraler 
und inkludierender Institutionen 
bleiben ausbaufähig. Von ihrer 
Stärkung oder Reform im Sinn des 
Gewaltverbots ganz zu schweigen. 
Immer öfter ist von „regelbasierter 
internationaler Ordnung“ die Rede 
ohne zu erklären, was diese vom 
Völkerrecht unterscheidet.
Die Vereinten Nationen sind nicht 
nur für die Prävention und Transfor-
mation von gewaltsam ausgetrage-
nen Konflikten von zentraler Bedeu-
tung, sondern auch für Maßnahmen 
gegen den Klimawandel und den 
damit verbundenen Risiken. Beson-
ders die Betroffenen müssen mit an 
den Verhandlungstisch.

Rüstung

In den letzten Jahren sind zahlrei-
che Abrüstungs- und Rüstungskon-
trollverträge aufgekündigt worden 
oder erodiert. Der Vertrag über das 
Verbot von Mittelstreckensystemen 

(INF-Vertrag) ging 2019 perdu. Die 
USA wie Russland sind aus dem 
Vertrag über den Offenen Himmel 
(Treaty on Open Skies) 2020 und 
2021 ausgestiegen und der Vertrag 
über die Begrenzung strategischer 
nuklearer Kapazitäten (New-
START) wurde von Russland 2023 
ausgesetzt. Aus dem 1992 zwi-
schen den KSZE-Staaten in Kraft 
getretenen Vertrag über Konventio-
nelle Streitkräfte in Europa (KSE) 
ist – nach vielfachen gegenseitigen 
Vorwürfen – Russland 2023 ausge-
treten und die NATO-Staaten ha-
ben diesen ausgesetzt.

Ab den späten 1990ern wird der 
Mangel an Vertrauen und Transpa-
renz zunehmend sichtbar. Die Si-
cherheitslage für Europa wird folg-
lich instabiler und die Weltunter-
gangsuhr steht heute auf 90 Sekun-
den vor Mitternacht. Zentrale Fra-
gen über Obergrenzen von Waffen-
systemen und Truppen und wie 
dies glaubwürdig kontrolliert wer-
den kann, werden sich spätestens 
nach Ende des Krieges gegen die 
Ukraine stellen. Im OSZE-Rahmen 
erzielte und mittlerweile erodierte 
Verträge werden in ihrer Intention 
eine Wiederbelebung erfordern.

Humanitäre Abrüstung

Neben der Drohung mit Atom-
waffen, der wiederkehrenden De-
batte über die EUropäisierung be-
stehender Nuklearpotenziale oder 
der Ausdehnung der nuklearen Teil-
habe der NATO trat 2021 der Atom-
waffenverbotsvertrag in Kraft. Im 
Mittelpunkt steht die menschliche 
Sicherheit und nicht ausschließlich 
die Sicherheit von Staaten. Nicht 
nur die ständigen Mitglieder im UN-
Sicherheitsrat mit Atombombenar-
senalen sind gefragt, sondern jeder 
Staat in der UN-Generalversamm-
lung hat eine Stimme. Demokrati-
sierung wurde umfassend verstan-

den und zivilgesellschaftliche Ak-
teure und Wissenschaft nahmen in 
Debatten einen wichtigen Platz ein. 
Diese Erweiterung des humanitär 
begründeten Abrüstungsdiskurses 
ermöglichte nicht nur den Atom-
waffenverbotsvertrag (2021), son-
dern auch das Verbot von Antiper-
sonenminen (1999) und das Über-
einkommen über Streumunition 
(2010). Ende April diskutierten in 
der Wiener Hofburg über 140 Staa-
tenvertreter:innen unter aktiver Be-
teiligung der Zivilgesellschaft, wie 
eine Regulierung autonomer 
Waffensysteme ausgestaltet wer-
den kann.

Vertrauen

Vertrauensbildung ist dem KSZE- 
und OSZE-Prozess eingeschrie-
ben. Intention war stets, dem Ge-
genüber zu versichern, dass keine 
Absicht besteht, Konflikte militä-
risch auszutragen. Die „Wiener Do-
kumente“ über Vertrauens- und Si-
cherheitsbildende Maßnahmen 
(VSBM) der frühen 1990er-Jahre 
sind rechtlich nicht bindend und fo-
kussieren den Austausch, Informa-
tion und Beobachtung von Waffen, 
Personal, Doktrinen oder Budgets. 
Russland nimmt seit 2022 nicht 
mehr teil.

In einer auf Sieg und Niederlage zu-
gespitzten Ukraine-Debatte sind Di-
plomatie, Abrüstung in Europa, in-
kludierend wirkende Institutionen 
und Vertrauensbildung aus dem 
Zentrum gerückt. Weitsichtige Frie-
densfahrpläne suchen heute die 
Stärkung jener Instrumente und Ak-
teure, die menschliche Sicherheit 
verfolgen. In einem großen Bild 
geht es gemäß der UN-Charta dar-
um, die „kommenden Generationen 
vor der Geißel des Krieges zu be-
wahren“. Schon längst sollten wir 
ausrechnen, in welcher Währung 
der Frieden eigentlich notiert.
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An Friedensplänen und postu-
lierten Kernpunkten für Frie-
den in der Ukraine hat es be-

sonders seit 2022 von Seiten der 
transatlantischen Politik und Diplo-
matie nicht gemangelt. Eine Reihe 
von Friedensplänen sehen in der 
letzten Realisierungsphase keinen 
ganz kleinen Brocken: Emmanuel 
Macron nannte 2022 eine neue Si-
cherheitsarchitektur, Italiens Au-
ßenminister Luigi di Maio schlug am 
Ende des Weges einen Europäi-
schen Sicherheitspakt vor und auch 
der vielbeachtete Vorschlag zum 
Verhandlungsfrieden von Peter 
Brandt, Hajo Funke, Harald Kujat 
und Horst Teltschik skizziert in der 
abschließenden Phase die Aus-
handlung einer europäischen Si-
cherheits- und Friedensordnung. 

Eine Reihe von Fahrplänen – auch 
US-amerikanische wie jene von Ri-
chard Haass und Charles Kup- 
chan – misst der Organisation für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (OSZE) eine Rolle zu. Nur 
genau dazu braucht es die Stär-
kung von Instrumenten und Instituti-
onen von Frieden und Sicherheit in 
Gesamteuropa.

Institutioneller Pluralismus

Der zur Charta von Helsinki 1975 
führende Entstehungsprozess hatte 
nicht nur ein geopolitisches Schön-
wetterprogramm. Der Kerngedan-
ke: alle KSZE-Staaten zwischen 
Vancouver und Wladiwostok sitzen 
am Tisch und es wird im Konsens-
prinzip entschieden. Der Vorteil ist 

gleichzeitig ein Nachteil: Konsens 
heißt, dass ein Staat blockieren 
kann, und ja, nicht jeder Knatsch 
wird gerade wertschätzend ausge-
tragen. Dennoch hat die OSZE vor 
dieser Phase des Krieges in gut 
zwei Jahren über 3000 lokale 
Waffenruhen vermittelt.

Die Erfolgsbilanz hat weitere 
Schönheitsfehler. Im Jahr 2021 ver-
fügte die OSZE über ein Jahres-
budget von 138 Millionen Euro ein-
schließlich der Operationen im 
Feld. Während in Deutschland drei-
stellige Milliardenbeträge für Auf-
rüstung debattiert werden, so wen-
det Österreich neben vergangenen 
Budgeterhöhungen in den nächsten 
vier Jahren rund 18 Milliarden Euro 
auf. Rüstungsbudgets sind auch 

In welcher Währung notiert der Frieden?
Über Entspannung und Abrüstung in Zeiten von Gewaltkonflikten und Aufrüstung

Von Thomas Roithner
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ABRÜSTUNG ABRÜSTUNG

Es gehört seit Jahren zum kleinen Einmaleins in der internationalen Politik, dass sich die Welt in 
Machtübergängen befindet und sich neue Allianzen formieren. Die gute Nachricht: wir haben 
Regeln und Institutionen, um damit umzugehen. Die schlechte Nachricht: diese werden zunehmend 
weniger beachtet. Vertrauen als zentrale Währung der Weltordnung schwindet und das Durch-
setzen von nationalen und Bündnis-Interessen ist Trumpf.
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